
Diesel-Fahrverbote in deutschen
Städten betreffen potenziell 13

Millionen Fahrzeuge. Aber eine Um-
rüstung wäre möglich. Rund 2000 Euro
würden betroffene Fahrzeuge „stadt-
tauglich“ machen, eine Investition von
etwa 26 Milliarden Euro also. Die Frage
ist nur: Wer soll das bezahlen?

Warum nicht die Automobilindus-
trie, alleine Volkswagen hat 2017 einen
Rekordgewinn von 11 Milliarden Euro

ausgewiesen. Aber die Tatsache, dass
in Deutschland etwa 1,8 Millionen Ar-
beitsplätze direkt oder indirekt an der
Automobilindustrie hängen, scheint
die Politik davon abzuhalten, die Scha-
densverursacher konsequent in die
Pflicht zu nehmen. Doch es wird wenig
helfen, die Asche zu bewahren und am
High-Tech-Standort Deutschland Tech-
nologien und Geschäftsmodelle von
gestern politisch zu protegieren.

Im Gegenteil sollte die Politik die
Zeichen offensiv auf Zukunft stellen
und die Automobilhersteller zu mehr
Investitionen in Elektromobilität und
alternative Mobilitätskonzepte bewe-
gen. So würden sie zu ihrem Glück ge-
zwungen. Dann haben Vorstände auch
bessere Argumente gegenüber ihren
Shareholdern, mehr in die Zukunft des

eigenen Unternehmens zu investieren
– und nicht nur einen Rekordgewinn
nach dem anderen auszuweisen.

Zweifel? Dann hilft ein Blick zurück:
Ende des 19. Jahrhunderts hingen auch
bereits eine Menge Arbeitsplätze an
der Mobilitätsindustrie. Alleine in den
USA wurde auf sechs Millionen Hektar
Landwirtschaft betrieben, um die Pfer-
de – damals die Hauptstütze innerstäd-
tischer Mobilität –  zu ernähren. Pfer-
deäpfelsammler taten, was der Name
nahelegt, und verkauften ihre Ware an
Kleingärtner. „Crossing Sweepers“ rei-
nigten die Straßenübergänge für fei-
ne Leute, die am anderen Ende nicht
mit schmutzigen Schuhen ankommen
wollten. Eine Menge Menschen war da-
mit beschäftigt, die 1800 Tonnen Pfer-
demist aufzunehmen und zu entsor-

gen, die alleine in New York anfielen.
Und dann kam das Automobil, hat alle
diese Jobs überflüssig gemacht.

Geht es uns deswegen heute schlech-
ter? Wohl kaum. Wie sollte die Pferde-
kutschen-Industrie darauf reagieren?
Das hat der Unternehmer William C.
Durant vorgemacht: Er hat von 1886 an,
mit nur 2000 Dollar Startkapital ausge-
stattet, den größten amerikanischen
Pferdekutschenhersteller aufgebaut,
Durant-Dort Carriage. Die Zeichen der
Zeit erkennend, stieg er dort Anfang
des 20. Jahrhunderts aus und kaufte
1904 den lokalen Automobilhersteller
Buick. Fünf Jahre später war der der er-
folgreichste Autohersteller in den USA.
Und Durant investierte weiter, grün-
dete 1909 General Motors und kaufte
Marken wie Cadillac und Oldsmobile.

Es war also ein Pferdekutschenherstel-
ler, der das größte Automobilkonglome-
rat der USA aufgebaut hat.

Wir dagegen feiern gerade die letzte
Party auf der Titanic. Die Kapelle spielt,
wir haben schick den Smoking an – aber
wir wissen, wie die Geschichte ausge-
hen wird.

Deswegen ist es an der Zeit, das ein-
zig Vernünftige zu tun und die Party
zu verlassen. Sicher, das Rettungsboot
wird nicht annähernd so angenehm
sein wie der Ballsaal. Aber es ist lange
an der Zeit, die Zeichen auf Zukunft zu
stellen.

Guido Baltes ist Professor am IST Institut
für strategische Innovation & Technologie-
Management an der HTWG Konstanz und
Autor mehrerer Bücher.

DIE ANALYSE

Der Kluge verlässt die Party
Beim Thema Dieselnachrüstung
darf die Autobranche nicht so
billig wegkommen. Am Ende ist
das auch in ihrem ureigensten
Interesse.

V O N G U  I D  O  B A L T E S

Brüssel –  Wer gerne online einkauft,
kennt das Problem: Beim grenzüber-
schreitenden Versand innerhalb der EU
machen teilweise horrende Gebühren
für Pakete oder Päckchen jeden Preis-
vorteil beim grenzüberschreitenden
Shoppen zunichte. Das Europäische
Parlament will in der nächsten Woche
Maßnahmen beschließen, die die Kos-
ten drastisch senken sollen – ein Vorteil
für den Verbraucher.

1 Wo sind die Preisunterschiede von Pa-
keten und Päckchen denn besonders

eklatant? Wer beispielsweise ein Pa-
ket von Belgien nach Italien versendet,
zahlt bis zu 33 Euro an Gebühren. Die
britische Post nimmt dafür nur 20 Euro,
die deutsche DHL verlangt gerade mal
17 Euro. Ein Franzose zahlt für das glei-
che Paket nur 12 Euro. Auch ein anderes
Beispiel wird bei der EU immer wieder
zitiert: Ein Päckchen von Brüssel nach
Aachen kostet 16 Euro, während ein Pa-
ket von München nach Berlin für ledig-
lich 4,99 Euro transportiert wird. Solche
Preisdifferenzen, heißt es in Brüssel, sei-
en nicht nachvollziehbar und behinder-
ten Geschäfte auf dem Binnenmarkt.

2 Wie kommen solche Unterschiede
denn zustande? Alle nationalen Post-

gesellschaften haben ihre eigenen Ge-
bührenordnungen, berechnen Son-
derleistungen wie beispielsweise eine
Versicherung gegen den Verlust der Sen-
dung anders.

3 Soll es nun so etwas wie einen euro-
päischen Paket-Postmarkt geben? Im

ersten Schritt noch nicht. Wenn das
Parlament die neue Verordnung billigt
– und daran gibt es wohl keine Zweifel

– sollen Versender mit mehr als 50 Mit-
arbeitern zunächst einmal gezwungen
werden, die Tarife transparent zu ma-
chen, die Privatkunden und Kleinunter-
nehmen besonders häufig in Anspruch
nehmen. Alle Angaben werden nach
dem Willen von EU-Kommission und
-Parlament ab 2019 auf einer Webseite
übersichtlich aufgelistet und vergleich-
bar gemacht. Die Regie für diese Aktion
sollen die nationalen Regulierungsbe-
hörden übernehmen. Sie sollen prüfen,
ob die Gebühren für Päckchen und Pa-
kete verhältnismäßig sind – ein Vorge-
hen, das bei Postsendungen wie Briefen
und Karten bereits praktiziert wird. Das
Ziel besteht darin, dass der Verbraucher
schnell nachsehen kann, ob es sich für
ihn lohnt, ein vermeintlich billiges Ange-
bot – beispielsweise eine Kaffeemaschi-

ne aus Italien oder einen Fernseher aus
Frankreich – zu bestellen, wenn die Pa-
ketkosten dazukommen.

4 Warum sollte das helfen? „Naming
and blaming“ nennen die Experten

dieses Prinzip: Nennen und öffentlich
machen („blamieren“). Preistreiber wer-
den so leichter erkennbar und würden
durch den Druck des Marktes gezwun-
gen, ihre Gebühren zu senken. Man ver-
spricht sich also so etwas wie eine diszi-
plinierende Wirkung.

5 Aber es gibt doch in einigen Mitglied-
staaten nach wie vor Monopole auf dem

Postmarkt, die auch politisch gewollt sind?
Das ist richtig, aber auch hier setzt Brüs-
sel auf den Druck des Marktes. Denn der
grenzüberschreitende Online-Handel ist
keineswegs so verbreitet wie oft behaup-
tet wird. Nach Angaben der EU-Kommis-
sion bestellten 2013 zwar 44 Prozent der
Kunden Waren bei Händlern aus dem
eigenen Land, aber nur 15 Prozent nah-
men auch Angebote aus einem anderen
EU-Mitgliedstaat an. Da sei noch Luft
nach oben, heißt es. Niedrigere Paket-
und Päckchengebühren könnten helfen.

6 Sollten die Logistiker nicht auch ihren
Service deutlich verbessern? Das ist

eine weitere Erwartung, die Brüssel an
eine Reform des Paket-Postmarktes hat.
Zwar bieten einige Versandunterneh-
men bereits Informationen über den
Versandweg, den aktuellen Aufenthalts-
ort des Paketes und die zu erwartende
Zustellzeit an – nicht selten auch mit der
Möglichkeit, diesen an die eigenen Be-
dürfnisse anzupassen. Doch Experten
schätzen, dass über 30 Prozent dieser
Angaben verloren gehen, weil beispiels-
weise das eine Postunternehmen das
Päckchen mit einem Strichcode versieht,
der von dem Unternehmen im nächsten
Mitgliedstaat überklebt wird. Der Vor-
schlag der EU enthält deshalb auch die
Idee eines „harmonisierten Labels“, das
überall gleich aussieht und dieselben
Informationen enthält – zum Vorteil für
den Empfänger.

Paketkosten im Visier der EU

V O N D E  T L  E F  D R E W  E S 

➤ Zwischen Mitgliedsländern
oft große Unterschiede

➤ EU-Parlament will für mehr
Transparenz sorgen

Wie teuer der Versand eines Pakets oder Päckchens ist, hängt in der EU auch davon ab, in welchem Land sie aufgegeben werden. B I L D : DP A

Ratenkredite
Konditionen effektiv in % p.a.

Laufzeit in Monaten
Anbieter 36 60 Zinsen**

ABONNENTEN KÖNNEN EINE DREISEITIGE
ÜBERSICHT VON ZINSKONDITIONEN
KOSTENLOS AUS DEM INTERNET

HERUNTERLADEN:

WWW.SUEDKURIER.DE/ABOVORTEIL-TIPP

BITTE HALTEN SIE DAZU IHRE ABONNENTENNUMMER BEREIT.

Trend: stagnierend
*bonitätsabhängig
**bei 5.000 Euro Kreditsumme, 36 Monate Laufzeit
1) online-Konditionen

QUELLE: STAND: 08.03.2018

Deutsche Skatbank1 2,92* 2,92* 225,40*

PSD RheinNeckarSaar 2,99* 2,99* 230,80*

Bank of Scotland1 3,45* 3,45* 266,08*

DKB Dt. Kreditbank1 3,49 3,49 269,32

Consorsbank1 3,49* 3,49* 269,32*

ING-DiBa1 3,79 3,79 292,36

Deutsche Bank1 3,99* 3,99* 307,84*

Barclaycard1 4,15* 4,15* 320,08*

Oyak Anker Bank1 4,19 4,19 323,32

Degussa Bank1 4,49* 4,49* 346,36*

Schlechtester Anbieter 8,99* 8,99* 693,76*

NNAACCHHRRIICCHHTTEENN

ZINSPOLITIK

Erste Signale
der Zentralbank
Europas Währungshüter tasten
sich an einen Ausstieg aus ihrer
ultralockeren Geldpolitik her-
an. Bei der Zinsentscheidung in
Frankfurt verzichtete die Euro-
päische Zentralbank (EZB) auf
die zuletzt übliche Formulie-
rung, dass die Notenbank ihre
milliardenschweren Anleihen-
käufe ausweiten könnte, soll-
ten sich die Rahmenbedingun-
gen verschlechtern. Volkswirte
werten das als Signal zur Vor-
bereitung der Finanzmärkte
auf ein Ende der Geldflut. Den
Leitzins im Euroraum beließ
der EZB-Rat wie erwartet auf
dem Rekordtief von null Pro-
zent. (dpa)

HANDWERK

Viele Betriebe planen
Preiserhöhungen
Die Verbraucher in Deutsch-
land müssen sich auf Preis-
erhöhungen für Handwerks-
leistungen wie einen neuen
Haarschnitt oder den Umbau
ihres Hauses einstellen. Nach
einer Umfrage des Verbands
der Vereine Creditreform e. V.
planen gut 60 Prozent der Be-
triebe Preiserhöhungen, wie
dessen Hauptgeschäftsführer
Volker Ulbricht auf der Interna-
tionalen Handwerksmesse in
München sagte. „Insbesonde-
re im Baugewerbe dürften die
Preise anziehen, was in diesen
Wirtschaftsbereichen nahezu
zwei Drittel der Befragten ange-
kündigt haben.“ (dpa)

MASCHINENBAU

Manz wieder in den
schwarzen Zahlen
Der Maschinenbauer Manz
arbeitet sich langsam aus der
Krise. Das Ergebnis vor Zin-
sen und Steuern (Ebit) betrug
im vergangenen Jahr 1,6 Milli-
onen Euro nach einem Verlust
von 35,9 Millionen Euro in der
gleichen Vorjahreszeit, wie das
Unternehmen in Reutlingen
mitteilte. Die Rückkehr in die
schwarzen Zahlen beim Ebit ist
aber vor allem einem Sonder-
effekt geschuldet. Der Verkauf
eines Unternehmens brachte
34,4 Millionen Euro ein, wie ein
Sprecher erklärte. Der Umsatz
stieg demnach um 40,7 Prozent
auf 325 Millionen Euro. (dpa)

KREDIT WÜRDIGKEIT

Schlechtere Noten
für die Türkei
Die Ratingagentur Moody’s hat
die Kreditwürdigkeit der Türkei
aufgrund von Bedenken wegen
der Geldpolitik und des Re-
formstaus weiter herabgestuft.
Die US-Agentur setzte die Kre-
ditwürdigkeit des türkischen
Staats von Ba1 auf Ba2 herab.
Eine Einstufung ab Ba gilt als
Ramschniveau, da laut den Kri-
terien von Moody’s ein erhebli-
ches Risiko eines Kreditausfalls
besteht. (AFP)

Metzingen (dpa) Der Modekonzern
Hugo Boss will schneller wachsen und
in diesem Jahr deutlich mehr Geld in
seine Läden und in digitale Angebote
stecken. Die hohen Investitionen wer-
den das operative Ergebnis 2018 zwar
bremsen. Vorstandschef Mark Langer
zeigte sich dennoch überzeugt, dass
der Konzern aus Metzingen nach Jah-
ren des Umbaus aus dem Gröbsten raus
ist. Die neuen Kollektionen der Marken
Boss und Hugo kämen sehr gut an, sag-
te er. „Damit sind wir auf dem richtigen
Weg zu nachhaltigem und profitablem
Wachstum.“

Im vergangenen Jahr hatte Hugo Boss
ein Umsatzplus von einem Prozent auf
2,7 Milliarden Euro erzielt. Zurückge-
halten wurde der Konzern auch vom
starken Euro, denn währungsbereinigt
lag das Plus bei 3 Prozent. Im eigentli-
chen operativen Geschäft blieb das Er-
gebnis in etwa stabil. Weil im Gegensatz
zu 2016 aber die hohen Kosten für den
Umbau des Unternehmens wegfielen,
blieben unter dem Strich 231 Millionen
Euro übrig – und damit fast ein Fünftel
mehr als im Vorjahr. Die Aktionäre sol-
len eine Dividende von 2,65 Euro je Ak-
tie erhalten.

Im laufenden Jahr sollen die Erlö-
se nun im niedrigen bis mittleren ein-
stelligen Prozentbereich wachsen. Das
operative Ergebnis soll aufgrund der ge-
planten Investitionen erneut in etwa auf
dem bisherigen Niveau verharren. An
Investitionen hat Hugo Boss 170 bis 190
Millionen Euro eingeplant. 2017 waren
es 128 Millionen Euro.

Kurz vor Bekanntgabe der Geschäfts-
entwicklung hatte der Aufsichtsrat des
Unternehmens den Vertrag von Vor-
standschef Langer um weitere drei
Jahre bis Ende 2021 verlängert. Der
Manager hatte in der Krise das Steuer
übernommen und den Modekonzern
seitdem umgebaut. Hugo Boss war
durch die Flaute in der Textilindustrie,
aber auch durch hausgemachte Fehler
in die Bredouille geraten.

Hugo Boss sieht
sich jetzt auf Kurs

Stimmt das EU-Parlament zu, müssen die
nationalen Postgesellschaften künftig bei
den Paketkosten für eine größere Übersicht-
lichkeit sorgen. B I L D : DP A
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